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gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, daß diese 
Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person 
gezahlt werden oder daß die Beteiligung, für die die Divi­
denden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen 
Staat gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung 
gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die 
gezahlten Dividenden oder die nichtausgesehütteten Ge­
winne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten 
Gewinnen oder Einkünften bestehen.

Artikel 11 
Zinsen

1. Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können in dem anderen Staat besteuert werden.

2. Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragstaat, aus 
dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der 
Zinsen der Nutzungsberechtigte ist, 10 % des Brutto­
betrages der Zinsen nicht übersteigen.

3. Ungeachtet der Bestimmungen von Absatz 2 werden 
Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen, in diesem 
Staat nicht besteuert, wenn
a) der Schuldner die Regierung dieses Staates, eine seiner 

Gebietskörperschaften oder örtlichen Staatsorgane ist; 
oder

b) die Zinsen der Regierung oder einer staatlichen Ein­
richtung des anderen Vertragstaates zufließen und diese 
die Nutzungsberechtigten sind;
oder

c) die Zinsen gezahlt werden
(i) im Falle der Deutschen Demokratischen Republik 

an die Deutsche Außenhandelsbank AG, Berlin,
(ii) im Falle der Demokratischen Sozialistischen Repu­

blik Sri Lanka an die Central Bank of Ceylon.

4. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ be­
deutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, Obligationen, 
auch wenn sie durch Pfandrechte an Grundstücken gesi­
chert sind (oder mit einer Beteiligung am Gewinn ausge­
stattet sind) und Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Einkünfte, die den Einkünften aus geliehenen Geldern 
durch das Steuergesetz des Staates, aus dem die Einkünfte 
stammen, gleichgestellt sind.

5. Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der 
in einem Vertragstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betrieb­
stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort 
gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für 
die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem 
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

6. Zinsen gelten dann als aus einem Vertragstaat stammend, 
wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eine seiner 
Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige 
Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rück­
sicht darauf, ob er in einem Vertragstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragstaat eine Betriebstätte oder eine 
feste Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen 
gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der 
festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die 
Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die 
Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt.

7. Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsbe­
rechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem 
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb 
die Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, 
den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne 
diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser 
Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In die­

sem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht 
eines jeden Vertragstaates und unter Berücksichtigung der 
anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert 
werden.

Artikel 12 
Lizenzgebühren

1. Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stammen und 
an eine im anderen Vertragstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können in diesem anderen Staat besteuert werden.

2. Solche Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver­
tragstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Empfänger der Lizenzgebühren der Nutzungsberechtigte 
ist, 10 % des Bruttobetrages der Lizenzgebühren nicht 
übersteigen.

3 Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzge­
bühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die 
Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheber­
rechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaft­
lichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme 
oder Bänder, die für Rundfunk- oder Fernsehsendungen 
verwendet werden, von Patenten, Warenzeichen, Mustern 
oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren 
oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher 
Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, kauf­
männischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt 
werden.

4. Absatz 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragstaat ansässige Nutzungsberechtigte der Li­
zenzgebühren im anderen Vertragstaat, aus dem die Li­
zenzgebühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch 
eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenz­
gebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebs­
stätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall 
ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

5. Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, eine seiner Gebiets­
körperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person 
ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne 
Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragstaat ansässig ist 
oder nicht, in einem Vertragstaat eine Betriebstätte oder 
feste Einrichtung, für die die Verpflichtung zur Zahlung 
der Lizenzgebühren eingegangen wurde, und werden sol­
che Lizenzgebühren von dieser Betriebstätte oder festen 
Einrichtung getragen, dann gelten diese Lizenzgebühren 
als aus dem Vertragstaat stammend, in dem sich die Be­
triebstätte oder feste Einrichtung befindet.

6. Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsbe­
rechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem 
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb 
die Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden 
Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberech­
tigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird 
dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewandt. 
In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht eines jeden Vertragstaates und unter Berücksichti­
gung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens be­
steuert werden.

Artikel 13
Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen

1. Gewinne, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person 
aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne 
des Artikel 6 bezieht, das im anderen Vertragstaat liegt, 
können im anderen Staat besteuert werden.

2. Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Un­
ternehmen eines Vertragstaates im anderen Vertragstaat


